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ABSTRACT 
 

Das reibungslose Funktionieren der liechtensteinischen Gesellschaft benötigt verschiedene Infra-

strukturen. Sie werden in der Regel vom Staat bereitgestellt, wobei ihre Anfänge oft bis ins 

19. Jahrhundert oder noch weiter zurückreichen. In der folgenden Studie wird die Geschichte von 

zwölf öffentlichen Infrastrukturen vorgestellt: der Rheinschutzbau, die Rüfeverbauungen, die 

Rheinbrücken, das Telekommunikationsnetz, das Strassennetz, der Binnenkanal, die Liechtenstei-

nische Landesbank, das Stromnetz, die Freiwillige Feuerwehr, die Alters- und Hinterlassenenver-

sicherung AHV, der öffentliche Busverkehr, die Eisenbahn. Dabei stehen folgende Fragestellungen 

im Vordergrund: die Anfänge der jeweiligen Infrastruktur, ihr Ausbau im Laufe der Zeit, ihre Fi-

nanzierung und ihre Bedeutung für Liechtenstein. Die Kleinheit und die frühere Armut Liechten-

steins führten dazu, dass die jeweiligen Infrastrukturen eher spät eingeführt wurden. Ausserdem 

wurden hin und wieder unkonventionelle Lösungen gefunden, bei denen die Nachbarländer 

Liechtensteins eine wichtige Rolle spielten. 
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EINLEITUNG: ÖFFENTLICHE INFRASTRUKTUR IN LIECHTENSTEIN 

Für das reibungslose Funktionieren einer modernen Gesellschaft braucht es zahlreiche Infra-

strukturen.1 Sie werden auch in Liechtenstein meistens vom Staat, von staatsnahen Betrieben  

oder von den Gemeinden bereitgestellt. Zur öffentlichen Infrastruktur gehören etwa: 

¶ die Elektrizitäts - und Gasversorgung; 

¶ der Bereich der Kommunikation (Postwesen, Telefonie, Internet, Radio, Fernsehen); 

¶ das Bereitstellen von Trinkwasser; 

¶ das Entsorgen von Abwasser und Müll; 

¶ der Rheindamm (zum Schutz vor Hochwasser); 

¶ die Rüfeverbauungen (zum Schutz vor Murgängen); 

¶ der Binnenkanal (zur Entwässerung des Talbodens); 

¶ das Grundbuch; 

¶ das Strassen- und Brückennetz; 

¶ der öffentliche Verkehr (Bus, Bahn); 

¶ das Banken-, Steuer- und Währungssystem. 

Fasst man den Begriff der öffentlichen Infrastruktur ein bisschen weiter, gehören auch zahlreiche 

soziale und kulturelle Einrichtungen dazu: 

¶ das Bildungssystem (von der Kita bis zur Universität); 

¶ das Gesundheitssystem mit der Krankenversicherung, dem Heilpädagogischen Zentrum und 

dem Spital; 

¶ kulturelle Einrichtungen wie die Kirchen, die Landesbibliothek, die Theater und die Museen; 

¶ der Bereich der öffentlichen Sicherheit mit dem Bevölkerungsschutz, der Feuerwehr und der 

Polizei; 

¶ die soziale Sicherung mit der Sozialhilfe, der Arbeitslosenversicherung sowie der Alters-, Hin-

terlassenen- und Invalidenversicherung (AHV); 

¶ der Bereich von Freizeit und Sport mit Sportanlagen, Schwimmbädern und Spielplätzen; 

¶ der Rechtsstaat mit den Medien, dem Justizwesen und dem politischen System. 

Zum Auf- und Ausbau all dieser Infrastrukturen bedarf es einmaliger sowie wiederkehrender In-

vestitionen. Das Geld für diese Investitionen stammt in erster Linie aus Steuern und Gebühren, 

daneben aber auch aus den laufenden Einnahmen, die die Investitionen abwerfen. Die Investitio-

nen haben dem Land Wohlstandsgewinne gebracht, kurzfristig durch die Investition selbst, lang-

fristig durch die Gewinne, die diese wiederkehrend zur Folge hatte. 

Allerdings lassen sich sowohl die Investitionen selbst als auch ihr Nutzen oft nur schlecht messen. 

Dazu zwei Beispiele: 

 

1  Vgl. Dirk van Laak, Alles im Fluss. Die Lebensadern unserer Gesellschaft ɀ Geschichte und Zukunft der Infrastruktur, 
Frankfurt a.M. 2018. 
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¶ Das liechtensteinische Schulwesen wurde im 20. Jahrhundert stark ausgebaut. Die Klassen-

grössen wurden gesenkt, das Niveau des Unterrichts permanent angehoben, die Dauer der 

Schulausbildung verlängert, neue Schulhäuser erstellt, die Lehrlingsausbildung verbessert. 

Wie stark diese Investitionen in das Humankapital die Produktivität der liechtensteinischen 

Beschäftigten langfristig gesteigert haben, lässt sich allerdings kaum angeben. 

¶ Das liechtensteinische Personen- und Gesellschaftsrecht (PGR) bildete die juristische Basis 

für die Akquisition von ausländisch beherrschten Sitzunternehmen, mithin für die Entste-

hung und Entwicklung des Finanzplatzes Liechtenstein. Wie viel Wilhelm Beck, der Autor des 

PGR, 1926/28 für seine Arbeit erhalten hat, ist nicht bekannt. So gross der Betrag gewesen 

sein mag, er kann unmöglich in einem sinnvollen Verhältnis zum riesigen Nutzen gestanden 

haben, den diese Investition langfristig abgeworfen hat. 

Ungeachtet dieser Schwierigkeiten ist es von grosser Relevanz, möglichst viel über die Geschichte 

dieser Infrastrukturen zu wissen, denn ihr Vorhandensein ist für das reibungslose Funktionieren 

der Gesellschaft sowie für deren wirtschaftlichen Erfolg unabdingbar. Im Rahmen dieser Studie 

soll deshalb den Entstehungsbedingungen und der wirtschaftlichen Relevanz von zwölf verschie-

denen Infrastrukturen nachgegangen werden. Die Auswahl konzentriert sich mit Ausnahme der 

AHV und der Freiwilligen Feuerwehr vor allem auf den Bereich der öffentlichen Infrastruktur im 

engeren Sinne, da eine wirtschaftshistorische Aufarbeitung der Infrastrukturen im weiteren Sinne 

deutlich umfangreicher wäre. 

Forschungsstand und Fragestellung 

Die Geschichte der liechtensteinischen Infrastrukturen ist kaum aufgearbeitet. Einen ersten Zu-

gang zum Thema bietet das Historische Lexikon des Fürstentums Liechtenstein, dessen Artikel 

auch Hinweise auf weiterführende Literatur enthalten.2 Besonders selten sind Forschungen, die 

eine Infrastruktur aus primär wirtschaftshistorischer oder aus ökonomischer Sicht anschauen. 

Benno Becks Dissertation über die Elektrizitätswirtschaft Liechtensteins3 oder Alois Ospelts Auf-

satz über die Geschichte der Vaduzer Wasserversorgung4 sind die Ausnahmen, die die Regel be-

stätigen. Bei Unternehmen, die für die Bereitstellung von Infrastrukturen zuständig sind, existie-

ren in der Regel Jahresberichte, auf die man sich abstützen kann, hin und wieder auch Jubiläums- 

und Gedenkschriften oder Broschüren. Angesichts der pauvren Literaturlage muss für vertiefte 

Betrachtungen meistens auf Material aus dem Liechtensteinischen Landesarchiv zurückgegriffen 

werden. Wo die Infrastrukturen einen ausländischen Bezug haben (so beim Telefonwesen oder 

beim Busverkehr, beim Brückenbau oder bei der Eisenbahn), drängen sich darüber hinaus Re-

cherchen in ausländischen Archiven auf. 

Was die Investitionen des Landes in Infrastrukturen angeht, sei auf die Rechenschaftsberichte der 

fürstlichen Regierung an den Landtag verwiesen. Solche Rechenschaftsberichte liegen seit 1922 

 

2  Historisches Lexikon des Fürstentums Liechtenstein online (eHLFL), https://historisches -lexikon.li. 
3  Benno Beck, Die Elektrizitätswirtschaft im Fürstentum Liechtenstein, Schaan 1965. 
4  Alois Ospelt, Die Geschichte der Vaduzer Wasserversorgung, in: Vaduzer Wasser, hrsg. von der Gemeinde Vaduz, 

Vaduz 1995, S. 9ɀ71. 

https://historisches-lexikon.li/
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vor. Sie geben einen Überblick über die Investitionen, wobei eine eigenständige Investitionsrech-

nung allerdings erst seit 1974 vorliegt. Die einzelnen Investitionen sind oftmals nicht klar ausge-

wiesen und lassen sich deshalb von anderen Ausgaben im entsprechenden Politikfeld nur unge-

nügend abgrenzen. Eine systematische Übersicht über die Ausgaben des Landes und die damit 

verbundenen Infrastrukturprojekte ist deshalb ɀ anders als ursprünglich geplant ɀ im Rahmen 

dieser Studie nicht möglich. 

Bei Infrastrukturen, die auf Gemeindeebene angesiedelt sind, ist die Quellen- und Literaturlage 

besonders düster. Hier muss auf verstreute Hinweise in einzelnen Ortsgeschichten sowie auf die 

Gemeinderechnungen aus den einzelnen Gemeindearchiven zurückgegriffen werden. 

Ausgehend von der bestehenden Quellen- und Literaturlage wurden zwölf verschiedene Infra-

strukturen für eine genauere und langfristige Betrachtung ausgewählt. Für sie sollen jeweils die 

nachstehenden Fragen beantwortet werden: 

¶ Welche Absicht verfolgte das Infrastrukturprojekt? 

¶ Wer hat die Infrastruktur initiiert und ihren Ausbau vorangetrieben? 

¶ Wie hoch waren die Kosten für die Infrastruktur und wie wurden diese finanziert? 

¶ Wurde die Infrastruktur wie geplant umgesetzt? 

¶ Wie haben sich die wichtigsten politischen Akteure zum Projekt positioniert? 

¶ Welchen Stellenwert hat die Infrastruktur für Liechtenstein, damals und heute? 

¶ Konnten die mit dem Infrastrukturprojekt verbundenen Erwartungen realisiert werden? 

¶ Welche Folge- und Unterhaltskosten entstanden durch die Infrastruktur? 

¶ Wie ist die Infrastruktur im regionalen Kontext verortet? 

Die Beantwortung der einzelnen Fragestellungen erfolgt deskriptiv, basierend auf öffentlich zu-

gänglichen Quellen sowie auf der bestehenden, bescheidenen Forschungsliteratur. 
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INFRASTRUKTUR 1: DER RHEINSCHUTZBAU 

Der Rhein gehört ɀ zusammen mit dem Föhn und den Rüfen ɀ zu den drei traditionellen «Landes-

nöten» Liechtensteins. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts wurde der Fluss eingedämmt, sodass 

die früher regelmässigen Überschwemmungen und damit die «Landesnot» mittlerweile der Ver-

gangenheit angehören. Allerdings besteht heutzutage bei den Dämmen aus dem 19. Jahrhundert 

Sanierungsbedarf. Sie könnten ɀ so meinen Fachleute ɀ einem Jahrtausendhochwasser kaum 

standhalten. Wegen der heute dichten Besiedlung der Talsohle wäre ein solches Hochwasser noch 

katastrophaler als früher. 

Vom Fluss zum Kanal: regionaler Kontext und Initianten 

Der Rhein hatte bis ins 19. Jahrhundert das Gepräge eines Gebirgswildflusses, der stark verästelt 

war und in einem beständigen Wandlungsprozess sein Kernbett verlagerte. Es gab zyklische Über-

schwemmungen, die das umliegende Kulturland verwüsteten. Die Flussanrainer reagierten, in-

dem sie an einmal erkannten Gefährdungspunkten präventiv künstliche Wasserschutzbauten, so-

genannte Wuhre, anlegten. Dies waren bis ins 19. Jahrhundert aus Holz errichtete Dämme, die mit 

Pfählen zusammengehalten und mit Steinen beschwert waren. Zu unterscheiden sind die parallel 

zur Flussrichtung errichteten Streichwuhre und die schräg in den Fluss gebauten Wuhrköpfe 

(Schupfwuhre), welche die Strömung vom Ufer ablenkten. Wuhrköpfe, die so stark gebaut waren, 

dass sie die Strömung ans andere Ufer lenkten, führten zu zahlreichen Konflikten zwischen den 

Gemeinden rechts und links des Rheins. 

1790 einigten sich Liechtenstein und die Herrschaft Werdenberg in einem Wuhrvertrag auf eine 

fixe Normalbreite des Rheins. Im Vertragswerk der Jahre 1837 und 1847 beschlossen Liechten-

stein und der Kanton St. Gallen, den Rhein in einen steindammbewehrten schnurgeraden Kanal 

umzuwandeln. Vorgesehen war ein Doppelwuhrsystem mit einer 120 m breiten Niedrigwasser-

rinne, die rund 45 m landeinwärts von Binnendämmen flankiert wurde. Nach den Überschwem-

mungen von 1868 ging die Schweiz vom Doppelwuhrsystem zu den heutigen einteiligen Hoch-

wuhren über. Damit wurde die Überschwemmungsgefahr auf der liechtensteinischen Seite grös-

ser, was Liechtenstein trotz geringerer finanzieller Kapazitäten zum Nachziehen zwang. Zunächst 

wurden nur die Binnendämme verstärkt. Mit finanzieller Hilfe des Fürsten Johann II. konnte in 

den 1880er-Jahren auch in Liechtenstein ein Hochwuhrsystem errichtet werden. 

Die liechtensteinischen Dämme blieben jedoch 60 cm niedriger als diejenigen der Schweizer Seite 

und waren auch qualitativ schlechter. Dies hatte zur Folge, dass es am 25. September 1927 bei 

Schaan zu einer schweren Überströmungs- und Dammbruchkatastrophe kam. Es folgten aberma-

lige Erhöhungen und Verstärkungen, die sich dann beim Hochwasser von 1954 bewährten. Auch 

der Binnenkanal, der zwischen 1931 und 1943 erstellt wurde und der den liechtensteinischen 

Talraum entwässert, trägt zum Rheinschutz bei. Er machte die Querdämme, die beim Abfluss der 

Seitenbäche vor einem Rückstau schützten, überflüssig. Zwischen 1953 und 1972 wurde zudem 

die Rheinsohle durch Geschiebeentnahme künstlich abgesenkt, was die Hochwassersicherheit 

weiter erhöhte. Kehrseite des Kiesabbaus waren die Senkung des Grundwasserspiegels und das 

Austrocknen der Giessen. Dank der Kiesausbeutung lag das Flussbett auf der Höhe von Schaan um 

1970 rund 2,6 m unter dem Stand von 1948. Damit war die Rheinsohle auf das Niveau von 1848 
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zurückgegangen. Ausserdem haben die Wildbachverbauungen in Graubünden die Geschiebefüh-

rung des Rheins vermindert. Einen positiven Einfluss auf die Wasserführung des Rheins5 üben 

schliesslich die in seinem Einzugsgebiet entstandenen Stauseen aus. Ihr variables Fassungsver-

mögen kann die Hochwasserspitzen brechen. Seit 1927 hat es auf liechtensteinischem Gebiet 

keine Rheinüberschwemmungen mehr gegeben.6 

Die Kosten für die Gemeinden und den Staat 

Der Wuhrbau war eine immense finanzielle Belastung für die Gemeinden und den Staat. Die Fi-

nanzierungspflicht lag ursprünglich ausschliesslich bei den Anliegergemeinden, die besondere 

Wuhrsteuern erhoben. Dabei wurde der durch die Dämme geschützte Boden besonders belastet. 

Ab 1844 beteiligte sich der liechtensteinische Staat an den Kosten. Die Landesbehörden hatten 

immer wieder Anstände mit den verarmten Gemeinden, die mit den vorgeschriebenen Rhein-

schutzbauten meist in argem Rückstand lagen. 1865 unterstellte ein Wuhrgesetz sämtliche Rhein-

schutzbauten der Oberaufsicht der Regierung, der als Beirat eine Landeswuhrkommission, beste-

hend aus den Wuhrkommissären der sieben Rheingemeinden, zur Seite gestellt wurde.7 Ab 1873 

übernahm der Staat einen Anteil von 62,5 Prozent der Kosten. Ab 1891 trug er sogar 75 Prozent 

der Kosten. Dabei kam es zu Auseinandersetzungen zwischen den sieben Rheinanliegergemein-

den, die vom Dammschutz profitierten, und den vier Nicht-Anliegergemeinden, die den Rhein-

 

5  Auch hier gibt es eine Schattenseite, nämlich das ökologische Problem des Schwalls, das viele Fischarten vor Prob-
leme stellt (Artensterben). 

6  Vgl. zu diesem ersten Kapitel: eHLFL, Artikel von Gertrud Haidvogl (Binnenkanal), Bernd Marquardt (Wuhrsys-
teme), Rupert Tiefenthaler (Rhein) und Alfred Stefan Weiss (Überschwemmungen), abgerufen im April 2019; 
Rheinnot in Liechtenstein. Zum 50. Jahrestag der Rheinüberschwemmung von 1927, hrsg. von den Gemeinden 
Eschen, Gamprin, Mauren, Ruggell, Schaan und Schellenberg, Schaan 1977, S. 161. 

7  Alois Ospelt, Wirtschaftsgeschichte des Fürstentums Liechtenstein im 19. Jahrhundert. Von den napoleonischen 
Kriegen bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges, Schaan 1974, S. 27. 

Am Rhein bei Vaduz, 1833, 
von Johann Jakob Schmidt 
(1808ɀ1844).  

© LIECHTENSTEIN, The Princely 
Collections, VaduzςVienna. 
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schutz mittragen mussten. So protestierte der Gemeinderat von Triesenberg 1871 gegen den Ge-

setzesentwurf über ausserordentliche Rheinschutzbauten.8 Um den Rheinschutzbau besser finan-

zieren zu können, wünschten sich die liechtensteinischen Gemeinden 1872 in einer Petition die 

Konzessionierung einer Spielbank. Der Fürst lehnte das Ansinnen der Gemeinden und des Land-

tags jedoch ab.9 

Alois Ospelt schätzt den gesamten Aufwand für das Rheinkorrektionswerk von 1832 bis 1918 auf 

2,34 Millionen Gulden. Dabei lassen sich die direkten Leistungen der Bürger in Form von Fron-

diensten nur schlecht beziffern. So oder so waren die Bauausgaben für den Rheinschutz enorm. In 

den Spitzenjahren 1873 und 1874 wurden 77 Prozent beziehungsweise 66 Prozent aller Landes-

ausgaben für den Rheinschutz ausgegeben. In den Jahren 1847, 1856, 1857, 1869, 1872, 1875, 

1886, 1889, 1895, 1897 und 1898 lagen die Rheinschutzkosten bei über 30 Prozent aller Landes-

ausgaben. Von 1904 bis 1907 sowie von 1909 bis 1918 sanken sie auf unter 10 Prozent.10 

Der Rheinbruch von 1927 

Der Rheinbruch von 1927 fand nicht ohne Vorwarnung statt. In ihrem Rechenschaftsbericht zum 

Jahr 1926 an den Landtag warnte die liechtensteinische Regierung davor, dass «sämtliche Rhein-

brücken zu tief liegen», was «sehr fatale Folgen» zeitigen könne, und sie wies besorgt auf «die am 

tiefsten liegende Eisenbahnbrücke» bei Schaan hin.11 Tatsächlich stauten sich Wasser und Holz 

schon im folgenden Herbst, am 25. September 1927, an der Eisenbahnbrücke bei Schaan, bis di-

rekt oberhalb der Brücke der Rheindamm weggespült wurde und sich die Fluten in das Liechten-

steiner Unterland ergossen. Zwei Menschen ertranken; Häuser, Strassen, Brücken und Ernten wa-

ren zerstört, Kies und Sand bedeckten den Talboden.12 Der Schaden, den die Überschwemmung 

verursachte, wurde auf 10 Millionen Franken geschätzt.13 Dies entspricht 65 Millionen Franken 

zu Preisen von 2018.14 Heute wären die Schäden bei einem Dammbruch um ein Vielfaches höher: 

Der Talboden ist seit 1927 überbaut worden, viele Wohn-, Industrie- und Gewerbebauten befin-

den sich mittlerweile in unmittelbarer Nähe des Rheins. 

Für die Behebung der Schäden und die Wiederherstellung der Wuhre musste sich das Land (wei-

ter) verschulden. Bern gewährte eine Anleihe von 1,5 Millionen Franken, verstanden als Vor-

schuss auf die Zollpauschale, die dem Land seit dem Zollvertrag von 1924 zustand. Fürst Johannes 

II. überwies als Soforthilfe 100ȭ000 Franken, später spendete er anlässlich seines siebzigsten Re-

gierungsjubiläums eine Million Franken. Dazu kamen 120ȭ000 Franken für den Neubau der Schaa-

ner Rheinbrücke. Vom Schweizerischen Fonds für nicht versicherbare Elementarschäden gab es 

675ȭ000 Franken. Ausserdem führten verschiedene Schweizer Zeitungen Sammlungen durch.15 

 

8  Ordentliche Landtagssitzung vom 2. Oktober 1871, in: www.e-archiv.li, abgerufen im April 2019. 
9  Ordentliche Landtagssitzungen vom 16. November 1872 und vom 9. Jänner 1873, in: www.e-archiv.li, abgerufen im 

April 2019. 
10  Ospelt, Wirtschaftsgeschichte (siehe Fn. 7), S. 30ɀ31 und 18ɀ20 (Anhang). 
11  Rechenschafts-Bericht der Regierung für das Jahr 1926, S. 120. 
12  Peter Geiger, Krisenzeit. Liechtenstein in den Dreissigerjahren, 1928ɀ1939, Vaduz/Zürich 1997, Bd. 1, S. 84. 
13  Rheinnot (siehe Fn. 6), S. 156. 
14  Berechnet mit dem Teuerungsrechner des Bundesamtes für Statistik, http://www.portal -stat.admin.ch/lik_rech 

ner/d/lik_rechner.htm , abgerufen im April 2019. 
15  Rheinnot (siehe Fn. 6), S. 36ɀ40. 

http://www.e-archiv.li/
http://www.e-archiv.li/
http://www.portal-stat.admin.ch/lik_rechner/d/lik_rechner.htm
http://www.portal-stat.admin.ch/lik_rechner/d/lik_rechner.htm
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Für die unmittelbare Wiederherstellung der Rheinwuhre musste das Land 1,44 Millionen Franken 

aufwenden. Für die Erhöhung und Pflege der Rheinwuhre wurden von 1927 bis Ende 1933 2,08 

Millionen Franken ausgegeben, wobei der Anteil des Landes 1,5 Millionen Franken und der Anteil 

der Gemeinden 0,58 Millionen Franken betrug.16 Die jährlichen Kosten für die Rheinschutzbauten, 

die nach 1927 vorübergehend in die Höhe schnellten, sanken später wieder. In den 50 Jahren nach 

1927 wurden insgesamt 22,6 Millionen Franken für die Wuhre aufgewendet, 17,7 Millionen Fran-

ken vom Land und 4,9 Millionen Franken von den Gemeinden.17 2018 wurden für Investitionen in 

die Rheinwuhre noch 350ȭ000 Franken ausgegeben.18 

Der Nutzen für das Land 

Die Aufwendungen für den Rheinschutzbau haben sich in ökonomischer Hinsicht zweifelsohne 

gelohnt. Es konnten dadurch nicht nur Überschwemmungen abgewendet werden, es konnte auch 

das Land in der Nähe des Rheins für die Landwirtschaft sowie für Siedlungen nutzbar gemacht 

werden. Geht man von einem sehr zurückhaltend kalkulierten Baulandgewinn von fünf Quadrat-

kilometern aus, so erhält man dafür bei einem Bodenpreis von 1ȭ400 Franken je Quadratmeter die 

Summe von 7 Milliarden Franken. Andererseits ist durch den Kulturlandgewinn auch viel Natur 

verloren gegangen. Die Biodiversität ist gesunken und die Auenwälder und Riede, die den Rhein 

früher begleitet haben, sind verschwunden. Hier setzen Projekte an, die den Rhein aufweiten und 

ihn naturnäher gestalten wollen. Allerdings müsste man dafür das Land, das inzwischen sehr viel 

wertvoller geworden ist, für teures Geld zurückkaufen. 

 

16  Rechenschafts-Bericht der Regierung für das Jahr 1933, S. 64. 
17  Rechenschafts-Bericht der Regierung für das Jahr 1978, S. 201. 
18  Rechenschaftsbericht von Landtag, Regierung und Gerichten 2018, S. 488. 

Flugaufnahme von der 
Dammbruchstelle am 
26. September 1927. 
Der Dammriss erwei-
terte sich auf ca. 300 m. 
Strassenbrücke und 
Bahndamm wurden 
zerstört.  

LI LA B 94/002/128, Foto: 
Landesarchiv / Militärflug-
dienst Dübendorf 
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INFRASTRUKTUR 2: DIE RÜFEVERBAUUNGEN 

Rüfen im engeren Sinne sind Gebirgsbäche mit starker Erosionstätigkeit, die nur bei Schnee-

schmelze oder starken und lang andauernden Niederschlägen Wasser führen. Bei Rüfen und Wild-

bächen kann es vor allem bei starken Gewitterregen zu Murgängen kommen. Dabei werden Un-

mengen von Wasser sowie Geschiebe und Schlamm sehr rasch und kurzfristig bis ins Tal trans-

portiert. Zusammen mit dem Rhein und dem Föhn gehören die Rüfen in Liechtenstein zu den drei 

traditionellen «Landesnöten». Trotz der Zerstörungsgefahr wurden im Bereich der Rüfeschuttke-

gel Siedlungen errichtet, da die Rheinebene grösstenteils versumpft und regelmässigen Über-

schwemmungen ausgesetzt war.19 

Obwohl es häufig zu Rüfeniedergängen kam, begann man erst spät, sich zu wehren. Dies hatte 

verschiedene Gründe: Rüfen richteten nie so allgemeinen Schaden an wie die Wasser des Rheins, 

und somit hatte die Allgemeinheit weniger Interesse an der Rüfeverbauung. Ausserdem bestand 

seit alters her die Auffassung, dass man der Rüfe ihren Lauf lassen müsse. Denn wenn die Rüfe 

durch einen Privaten an einer Stelle aufgehalten würde, könnte sie einem anderen Schaden zufü-

gen. Auch war man der Ansicht, dass die Urgewalt der Rüfen nicht gebändigt werden könne, und 

wenn, dann nur mit Opfern, die dem Wert des geschützten Bodens in keiner Weise entsprächen. 

Der wohl entscheidende Grund für die Vernachlässigung des Rüfeschutzes lag in den Rheinschutz-

aufgaben, die alle Kräfte des Landes beanspruchten.20 

Bescheidene Anfänge vor dem Ersten Weltkrieg 

1835 erstattete das Oberamt dem Fürsten erstmals einen ausführlichen Bericht über die Rüfen in 

Liechtenstein. Daraus geht hervor, dass bis dahin praktisch keine Verbauungen vorgenommen 

worden waren. Es werden im Bericht zwar Vorschläge für Rüfeverbauungen gemacht, mit dem 

Hinweis auf den Mangel eines ausgebildeten Technikers und auf die schwachen Kräfte des Landes 

aber wieder verworfen. Als einzige konkrete Massnahme wurde vorgeschlagen, den Holzschlag 

und den Viehtrieb in gefährlichen Steillagen zu verbieten und kahle Stellen sofort wieder aufzu-

forsten. Nachdem 1854 fast im ganzen Land Fluren und Güter überschüttet worden waren, be-

fasste man sich erneut mit dem Rüfeschutz. In der Folge entstanden dann die ersten vereinzelten 

Schutzbauten. Die verheerenden Rüfeniedergänge von 1859, von denen auch die herrschaftlichen 

Mühlen in Vaduz bedroht waren, veranlassten den Landesverweser, die notwendigsten Siche-

rungsmassnahmen zu ergreifen. Das erste Rüfegesetz von 1871 unterstellte alle Rüfeschutzbau-

ten der Oberaufsicht der Regierung. Die Verbauungspflicht lag bei den Gemeinden, denen bei be-

sonders kostspieligen Bauten Landesbeiträge in Aussicht gestellt wurden. Dennoch waren um 

1900, als die Rheinbaulast nicht mehr so stark drückte und man erneut daran ging, die Rüfen zu 

verbauen, von den früheren Verbauungen nur noch wenige Überreste vorhanden. Dies hatte auch 

mit der mangelnden Qualität der frühen Verbauungen zu tun: Sie waren aus Holz (das schnell 

verfaulte) oder aus einfachen und nicht sehr stabilen Steinmauern (die durch einen Rüfefluss weg-

geschwemmt werden konnten). Für stabilere Sperren aus grossen Steinen, wie sie damals bereits 

 

19  Gertrud Haidvogl, Rüfen, in: eHLFL, abgerufen im Mai 2019. 
20  Ospelt (siehe Fn. 7), Wirtschaftsgeschichte, S. 32. 
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in der Schweiz und in Österreich erfolgreich verbaut wurden, fehlten in Liechtenstein die Mittel. 

Das neue Gesetz von 1899 regelte sämtliche Bereiche des Rüfeschutzes, vor allem verfügte es die 

Übernahme von 50 Prozent der auflaufenden Kosten durch die Landeskasse. Die Bautätigkeit 

nahm in der Folge stark zu, doch verhinderte der Erste Weltkrieg mit seinen finanziellen Zwängen 

erneut die zügige Verbauung der Rüfen.21 Rüfekommissär Ludwig Wachter schätzte die zwischen 

1894 und 1920 aufgelaufenen Kosten für Rüfeverbauungen auf 750ȭ000 Kronen, was etwa 6,9 

Mil lionen heutiger Frankenwährung entspricht.22 

Systematische Verbauungen seit 1937: ihre Kosten und ihre Technik 

Nach dem Ersten Weltkrieg nahm man in Liechtenstein die Rüfeverbauungen wieder auf. Zwi-

schen 1921 und 1936 wurden dafür rund 600ȭ000 Franken ausgegeben, was etwa 3,9 Millionen 

Franken heutiger Währung entspricht.23 Zu einer systematischen Verbauung der Rüfen kam es 

allerdings erst nach 1937, als die Bauausführung in die Zuständigkeit des Staates überging und 

der Landesbeitrag von 50 Prozent auf 70 Prozent erhöht wurde. Zwischen 1937 und 1948 wurden 

 

21  Ebd., S. 32/33. 
22  Bericht über die Liechtensteinischen Rüfen 1948, Schaan 1948, S. 119. Für die Umrechnung in heutige Währung: 

Teuerungsrechner des Bundesamtes für Statistik, http://www.portal -stat.admin.ch/lik_rechner/d/lik_rechner.  
htm, abgerufen im Mai 2019. Wachters Schätzung scheint ein wenig hoch, wenn man sie mit den Beträgen vergleicht, 
die Ospelt (siehe Fn. 7, Wirtschaftsgeschichte, S. 19/20, Anhang) für die jährlichen Rüfebaukosten des Landes an-
gibt. 

23  Bericht (siehe Fn. 22), S. 119. Für die Umrechnung: Teuerungsrechner. 

«Skize der am 12. August 1821 durch Riefeguss im Südlichen Theile zu Vaduz verschütteten Güter», 1821. Die 
Spaniaröfi überschwemmte am 12.8.1821 die Landstrasse und Güter im südlichen Teil von Vaduz. Als künfti-
ger Schutz wurde ein Steinwuhr (Schutzdamm) errichtet (rot, Nr. 15). Skizze des Amtsschreibers Johann Peter 
Rheinberger. © Liechtensteinisches Landesmuseum 

http://www.portal-stat.admin.ch/lik_rechner/d/lik_rechner.htm
http://www.portal-stat.admin.ch/lik_rechner/d/lik_rechner.htm
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für Rüfeverbauungen rund 1ȭ050ȭ000 Franken ausgegeben (5,6 Millionen Franken heutiger Wäh-

rung).24 In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts kam es zu einer deutlichen Erhöhung der jähr-

lichen Ausgaben für Rüfeverbauungen, vor allem seit Mitte der 1960er-Jahre. Dies hing mit der 

immer besseren Finanzlage des Staates zusammen, aber auch mit der Verbauungstechnik, die im-

mer anspruchsvoller und damit teurer wurde. Zwischen 1949 und 2017 beliefen sich die Ausga-

ben für Rüfeverbauungen alles in allem auf 125 Millionen Franken (186 Millionen Franken heuti-

ger Währung). Die jährlichen Ausgaben betrugen im Schnitt 2,7 Millionen Franken heutiger Wäh-

rung (vgl. Tabelle 1 im Anhang). Seit 2006 werden die Ausgaben für Rüfeverbauungen zu 100 

Prozent vom Staat übernommen.25 

 

Noch ein Wort zur Verbauungstechnik. Rüfen sind in drei beziehungsweise vier charakteristische 

Abschnitte gegliedert. In der obersten Zone befindet sich das teils vegetationslose und steile Ein-

zugsgebiet, in dem der Abfluss entsteht und aus dem der überwiegende Teil der Feststoffe 

stammt. Das Wasser fliesst in zahlreichen Rinnen ab, die sich mit Quersperren stabilisieren lassen. 

Ausserdem kann man versuchen, diese Zone zu bepflanzen, um so der Erosion Einhalt zu gebieten. 

In dieser obersten Rüfezone wurden zwischen 1937 und 1952 1,2 Millionen Bäume gepflanzt, in 

erster Linie Erlen, dann auch Akazien und Legföhren.26 Im Mittellauf sammeln sich die Rinnen in 

einem einzigen Gewässerbett, der Tobelstrecke. Auch diese Tobelstrecke kann mit Quersperren 

und Seitendämmen stabilisiert werden. Ausserdem kann man das Gewässerbett pflästern, sodass 

das Geschiebe gut abfliesst und sich die Rüfe nicht noch weiter eintieft. Am Hangfuss befindet sich 

der Schuttkegel. Hier wird das Gefälle flach und es lagern sich grosse Feststoffmengen ab. Dämme 

auf dem Schuttkegel können verhindern, dass die Rüfe ausbricht. Schliesslich sorgen grosse Kies- 

und Schlammsammler dafür, dass sich das Geschiebe einigermassen geordnet ablagert. Da sie sich 

 

24  Ebd. 
25  Vgl. Gesetz vom 19. Oktober 2005 über die Abänderung des Gesetzes betreffend die Rüfeschutzbauten (LGBl. 2005 

Nr. 245). Die Gemeinden müssen lediglich unentgeltlich Deponiemöglichkeiten für anderweitig nicht verwertbares 
Rüfematerial zur Verfügung stellen. 

26  Vgl. LI LA, Bauamt, Rüfeverbauung 1950ɀ59. 

Bauarbeiten bei der Alpila-
Krüppel-Rüfe, 1937.  

LI LA B 133/012/009,  
Foto: Landesarchiv / Unbekannt 
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immer wieder mit Material füllen, müssen sie regelmässig ausgebaggert werden. Unterhalb des 

Kiessammlers kann sich noch ein Unterlauf befinden, der das Wasser zum Rhein trägt.27 

Konflikte zwischen den Gemeinden und Probleme mit Anwohnern 

Einige Rüfen verlaufen entlang einer Gemeindegrenze oder fliessen auf ihrem Weg nach unten 

durch verschiedene Gemeinden. Es kam deshalb zwischen einzelnen Gemeinden immer wieder 

zu Auseinandersetzungen, was die Übernahme der Verbauungskosten anging. So wollte Mauren 

bei der Kracherrüfe, die zwischen Nendeln und Schaanwald verläuft, 1953 den entsprechenden 

Verteilschlüssel nicht mehr akzeptieren. Der Schlüssel bürdete Mauren 15 Prozent der Kosten auf, 

Eschen hingegen nur 6 Prozent. Am 8. Mai 1953 entschied die Regierung, dass fortan beide Ge-

meinden 10,5 Prozent der Verbauungskosten tragen mussten.28 Besonders notorisch war der 

Streit zwischen Vaduz und Schaan bei der Mühleholz- sowie bei der Quaderrüfe. Der Streit eska-

lierte 1934/35, als Vaduz gegen die Anordnung des Landes den Kulissendamm der Quaderrüfe 

auf seiner Seite erhöhen wollte.29 Vaduz wollte sich dem Druck des Landtags nicht beugen und 

beharrte auf einer Erhöhung des Damms. Der Streit führte dazu, dass das Land 1937 die Ausfüh-

rung von Rüfeverbauungen von den Gemeinden auf das Land übertrug und eine eigene Rüfebau-

leitung schuf. 1941 einigten sich Vaduz und Schaan in einer Vereinbarung schliesslich auf eine 

neue Verteilung der Rüfebaukosten.30 

Probleme gab es auch immer wieder mit Anwohnern, deren Grundstücke im Einzugsbereich einer 

Rüfe lagen. Wenn ein Damm erstellt wurde, mussten die Parzellen, die innerhalb des Dammbe-

reichs lagen und die Privaten gehörten, durch die Öffentlichkeit erworben werden. So verfuhr man 

1904 bei der Verbauung der Nendlerrüfe oder 40 Jahre später beim Bau eines Kiessammlers im 

Anareschtobel in Balzers.31 Es existierte keine gesetzliche Grundlage, um Anwohner, die direkt 

von einer Rüfeverbauung profitierten, zu einer Kostenübernahme verpflichten zu können. Wenn 

Private Beiträge zahlten, geschah dies mehr oder weniger auf freiwilliger Basis. So steuerten 1949 

die Anwohner, die vom Schutzdamm oberhalb des Mühleholzes profitierten, einige Zehntausend 

Franken an dessen Erhöhung bei.32 Oder die Österreichischen Bundesbahnen beteiligten sich an 

der Verbauung der Nendlerrüfe, da diese ihre Bahnlinie gefährdete. Die Gemeinde Triesenberg 

weigerte sich 1956, zur Verbauung des Einzugsgebiets des Malbunbachs oberhalb des Steger 

Stausees beizutragen, da diese nur «den Interessen der Liechtensteinischen Kraftwerke» diene.33 

Ebenfalls keine gesetzliche Grundlage gab es, um Privaten das Bauen im Gefahrenbereich einer 

Rüfe verbieten zu können.34 Die Rüfebaukommission beschwerte sich in ihrem Bericht von 1948 

 

27  Vgl. Haidvogl (siehe Fn. 19), Rüfen, in: eHLFL. 
28  LI LA, Bauamt, Rüfeverbauung 1950ɀ59. 
29  Vgl. Nichtöffentliche Landtagssitzung vom 1. Mai 1934 sowie vom 23. Oktober 1935, in: www.e-archiv.li, abgerufen 

im Mai 2019. 
30  LI LA, Bauamt, Rüfeverbauung 1940ɀ49, Vereinbarung vom September 1941 zwischen Vaduz, Schaan und Planken. 
31  Vgl. LI LA, Bauamt, Rüfeverbauung 1892ɀ1905, Rüfeverbauung 1940ɀ49. 
32  LI LA, Bauamt, Rüfeverbauung 1940ɀ49. 
33  LI LA, Bauamt, Rüfeverbauung 1950ɀ59. 
34  LI LA, Bauamt, Rüfeverbauung 1950ɀ59, Schreiben vom 28. Februar 1951 von Ludwig Wachter an die Landesrüfe-

kommission. 

http://www.e-archiv.li/
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darüber, dass die Bevölkerung bei der Wahl der Bauplätze für ihre Wohnstätten auf die Gefahr, 

die von den Rüfen ausgehe, «fast keine Rücksicht mehr» nehme.35 

Der Nutzen der Rüfeverbauungen 

Der Schrecken, der früher von den Rüfen ausging, ist mittlerweile gebannt. Insofern sind die Mil-

lionen von Franken, die in den letzten Jahrzehnten für Rüfeverbauungen ausgegeben worden sind, 

gut investiertes Geld. Allerdings kann es auch heutzutage nach Starkniederschlägen zu Rüfeab-

gängen kommen, die die Siedlungsgebiete gefährden. So entstanden im Juli 1995 in den beiden 

Gemeinden Triesen und Triesenberg bei einem Rüfeabgang Schäden von über 15 Millionen Fran-

ken.36 Ausserdem ist die Verteilung der Kosten und des Nutzens einigermassen problematisch: 

Die Kosten der Verbauungen trägt die Allgemeinheit (früher die Gemeinden, heute der Staat); den 

hauptsächlichen Nutzen haben hingegen jene Privaten, die ihre Häuser dank der Verbauungen im 

unmittelbaren Auslaufgebiet der Rüfen bauen können. 

  

 

35  Bericht (siehe Fn. 22), S. 122. 
36  Haidvogl (siehe Fn. 19), Rüfen, in: eHLFL. 
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INFRASTRUKTUR 3: DIE RHEINBRÜCKEN 

Für den Autoverkehr stehen heute zwischen Liechtenstein und der Schweiz fünf Betonbrücken 

zur Verfügung. Sie sind, unter anderem dank ihrem direkten Anschluss an das schweizerische Au-

tobahnnetz, wichtige Adern der liechtensteinischen Wirtschaft. Auf der Rheinbrücke zwischen 

Haag und Bendern ist das Verkehrsaufkommen mit über 17ȭ000 Fahrzeugen pro Tag so hoch wie 

nirgendwo sonst im Land.37 Erst 1868 wurde die Fähre in Bendern durch eine Brücke ersetzt. 

Die Entwicklung der Verkehrsströme: von NordςSüd zu OstςWest 

Bis ins 19. Jahrhundert war der NordɀSüd-Verkehr im Rheintal bedeutender als der OstɀWest-

Verkehr. Der lokale Grenzverkehr im Gebiet WerdenbergɀLiechtenstein hatte keine grosse Be-

deutung. Seit der Zugehörigkeit von Werdenberg zur Eidgenossenschaft wurden die grenzüber-

schreitenden Kontakte von den beidseitigen Obrigkeiten aus politischen und konfessionellen 

Gründen eher behindert als gefördert. Eine gewisse Bedeutung hatten die Rheinübergänge für den 

grossräumigen Verkehr. So wählte der Pilgerverkehr aus dem Tirol und aus Vorarlberg nach Ein-

siedeln die Route FeldkirchɀBendernɀThurtalɀRicken. 

Im 19. Jahrhundert begann sich die Verkehrssituation grundlegend zu verändern. Die linksrheini-

schen Strassen wurden kontinuierlich ausgebaut. 1821/22 wurde die Schollbergstrasse gebaut 

und damit eines der grossen Verkehrshindernisse auf der linken Rheintalseite beseitigt. Die Folge 

war eine allmähliche Verlagerung von der alten, rechtsrheinischen Reichsstrasse auf die neue, 

linksrheinische Rheinstrasse. Auf der rechten Seite war der Weg zwar etwas kürzer, dafür waren 

aber die Strassen schlechter, die Luziensteig musste überwunden werden, und Zölle und Weggel-

der waren zu entrichten. Als schliesslich 1858 die Eisenbahn RorschachɀChur und 1859 die An-

schlussstrecke SargansɀRapperswil eröffnet wurden, verlor Liechtenstein endgültig seine jahr-

hundertealte Bedeutung im Transitverkehr. 

Neben dieser Verkehrsverlagerung kam es seit dem 19. Jahrhundert zu einer Zunahme des lokalen 

Grenzverkehrs. Diese Zunahme war sowohl durch die wirtschaftliche Entwicklung als auch durch 

das Aufkommen neuer Verkehrsmittel bedingt. Im 19. Jahrhundert verdichteten sich die wirt-

schaftlichen Beziehungen zwischen Werdenberg und Liechtenstein. Trotz des Zollvertrags mit Ös-

terreich exportierte Liechtenstein bis 1890 mehr Vieh in die Schweiz als nach Österreich. Seit der 

Mitte des 19. Jahrhunderts wurde in Liechtenstein die Stickerei(heim)industrie heimisch, die ihre 

Aufträge aus St. Gallen erhielt. Nach 1860 entstanden in Liechtenstein die ersten Textilfabriken, 

in denen viele Schweizer arbeiteten und die ihre Rohstoffe auch aus der Schweiz bezogen. Diese 

zunehmende wirtschaftliche Verflechtung verlangte nach einer Verbesserung der Rheinüber-

gänge: An die Stelle der Fähren traten um 1870 die Brücken. Eine letzte Schranke für den freien 

Verkehr bildete der Zoll: Solange Liechtenstein dem österreichischen Zollgebiet angehörte, be-

 

37  Auf der Rheinbrücke von Bendern nach HaaÇ ×ÕÒÄÅÎ ςπρφ ÔßÇÌÉÃÈ ρχȭστχ &ÁÈÒÚÅÕÇÅ ÇÅÚßÈÌÔȟ ÁÕÆ ÄÅÒ 2ÈÅÉÎÂÒİÃËÅ 
ÖÏÎ 6ÁÄÕÚ ÎÁÃÈ 3ÅÖÅÌÅÎ ρφȭτςρ ɉÖÇÌȢ "Õ! ÂÅÔÒÅÆÆÅÎÄ ÄÅÎ "ÁÕ ÕÎÄ ÄÉÅ 3ÁÎÉÅÒÕÎÇ ÄÅÒ 6ÅÒËÅÈÒÓÉÎÆÒÁÓÔÒÕËÔÕÒ ÉÎ ,ÉÅÃÈȤ
tenstein, Nr. 87/2017, S. 13/14). 
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wachten österreichische Finanzer die Grenze am Rhein. Während der Nacht waren die Rheinbrü-

cken mit Toren verschlossen, ein Grenzübertritt war nicht möglich. Mit dem Inkrafttreten des 

schweizerisch-liechtensteinischen Zollvertrags am 1. Januar 1924 fielen auch diese Schranken. 

Die verkehrsmässige Verschmelzung zu einer einzigen Region erfolgte schliesslich mit dem Auf-

kommen der neuen Verkehrsmittel Fahrrad und Automobil. Seitdem sich die Autos als Massen-

verkehrsmittel durchgesetzt haben, wurde die Überquerung des Rheins nochmals einfacher. Die 

Rheinübergänge werden seit dem Bau der neuen Rheinbrücken in den 1960er- und 1970er-Jah-

ren als Verkehrshindernisse überhaupt nicht mehr wahrgenommen ɀ oder wenn, dann nur als 

Verkehrsnadelöhre mit dem entsprechenden Rückstau zu den Hauptverkehrszeiten.38 

Vor den Brücken: Furten und Fähren 

Vor der Rheinkorrektion in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts veränderte sich das Flussbett 

ständig. Der Rhein mäandrierte und suchte sich den Weg des geringsten Widerstands. Dabei ent-

standen auf natürliche Weise Stellen, wo der Fluss weniger tief war und durchwatet werden 

konnte. Eine alte Furt wird zum Beispiel in Triesen erwähnt. Mit der Verengung des Rheinbetts 

wurden die Fliessgeschwindigkeit und die Transportkraft des Rheins erhöht. Als Folge davon bil-

deten sich kaum mehr Furten. 

Wichtiger als die Furten waren die Fähren, konnten sie doch auch Fuhrwerke transportieren. Im 

Churrätischen Reichsgutsurbar von 840 wird eine Fähre in Schaan erwähnt. Im 19. Jahrhundert 

gab es am liechtensteinischen Rheinabschnitt zwischen Balzers und Ruggell vier Fähren, eine zwi-

schen Trübbach und Balzers, eine zwischen Burgerau und dem Mühleholz, eine zwischen Haag 

und Bendern und eine zwischen Ruggell und Salez. Die Fährrechte in Trübbach, Burgerau und 

Haag wurden «schweizerischerseits», das heisst von Glarus und später vom Kanton St. Gallen, 

ausgeübt. Die Fähre in Ruggell wurde, gegen einen jährlichen Zins, von den liechtensteinischen 

Landesherren verliehen. Die Fährleute ihrerseits erhoben von Personen und Fuhrwerken Über-

fahrtsgelder. Die Fähren hatten im Vergleich zu den Brücken schwerwiegende Nachteile: Sie wa-

ren teuer, zeitaufwendig, unzuverlässig und bei Föhn oder Hochwasser erst noch gefährlich. Die 

Fähren wurden beim Bau der Rheinbrücken in der Zeit um 1870 aufgelassen. Als letzte Fähre 

wurde 1918 die Fähre RuggellɀSalez eingestellt.39 

Die Holzbrücken 

Eine temporäre Brücke gab es schon im 17. Jahrhundert zwischen Balzers und Trübbach. Jeweils 

im Winter wurde bei Niedrigwasser eine temporäre Brücke aufgebaut ɀ und im Frühling wieder 

abgebaut. Aus dem 18. Jahrhundert sind zwei Versuche bekannt, tragfähige Rheinbrücken zu 

bauen. Beide Male schritten die Obrigkeiten ein und verhinderten die Fertigstellung.40 Solange der 

Rhein ständig mäandrierte, gab es auch technische Schwierigkeiten, Brücken zu bauen. Erst nach-

dem der Fluss ab 1860 durch Dämme in seinen heutigen Lauf gezwängt worden war, war es mög-

lich, als Verbindung zwischen den beiden Ufern dauerhafte Holzbrücken zu bauen. Zudem wurde 

 

38  Vgl. Paul Vogt, Furten, Fähren und Brücken zwischen Werdenberg und Liechtenstein, in: Werdenberger Jahrbuch, 
3. Jg. (1990), S. 154ɀ164, hier S. 154/155. 

39  Ebd., S. 155ɀ157. 
40  Ebd., S. 157. 
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immer deutlicher, dass die Fähren den Anforderungen des wachsenden Verkehrs nicht mehr ge-

nügten. Von 1867 bis 1879 wurden zwischen dem Bodensee und Trübbach, wo bis dahin keine 

Brücken bestanden hatten, dreizehn Strassen- und zwei Eisenbahnbrücken erstellt.41 

Auf Liechtensteiner Seite waren Fürst, Landtag und Regierung gewillt, die Gemeinden beim Bau 

von Brücken zu unterstützen. Der St. Galler Regierungsrat erklärte, dass der Kanton nichts gegen 

den Bau von Brücken einzuwenden habe und dass er auch bereit sei, auf sein Fährrecht zu ver-

zichten. St. Gallen knüpfte die Brückenkonzession an die Bedingung, dass kein Brückengeld ein-

gehoben werden durfte und dass die Gemeinden dafür zu sorgen hatten, dass die Brücken jeder-

zeit benutzt werden konnten. Kanton und Bund stellten weder für den Bau noch für den Unterhalt 

der Brücken Geld zur Verfügung. Der liechtensteinische Landtag bewilligte für die um 1870 er-

bauten Brücken je 10ȭ000 Franken aus der Landeskasse. Grundsätzlich blieb es aber den Gemein-

den beziehungsweise den lokalen Brückenbaukomitees überlassen, das Geld zusammenzubrin-

gen:42 

¶ Die erste Brücke war die zwischen Schaan und Buchs. Sie wurde am 15. Mai 1868 dem Ver-

kehr übergeben und kostete 28ȭ300 Franken. Davon übernahm Buchs 17ȭ200 Franken und 

Schaan den Rest. Die Brücke war auch die erste, die 1872 wegen des Übergangs zum Hoch-

wuhrsystem angehoben werden musste. Gleichzeitig wurde die Brücke überdacht, was die 

Unterhaltskosten senkte und die Haltbarkeit erhöhte. Obwohl man die Brücke 1893 erneut 

um 1,50 m anhob, wurde ihr westlicher Teil bei der Hochwasserkatastrophe von 1927 mit-

gerissen. An ihrer Stelle errichtete man im Winter 1928/29 eine Eisenbrücke, die auf drei 

gemauerten Pfeilern ruhte. Die Baukosten von 300ȭ000 Franken wurden zwischen Buchs und 

Schaan geteilt, wobei Schaan vom Landesfürsten eine Spende von 120ȭ000 Franken und vom 

 

41  Philipp Krapf, Die Geschichte des Rheins zwischen dem Bodensee und Ragaz, Sonderabdruck aus den Schriften des 
Vereins für Geschichte des Bodensees, Frauenfeld 1901, S. 103/104. Vgl. zum regionalen Kontext auch Ferdinand 
Waibel: Von Fähren und Rheinbrücken, in: Der Alpenrhein und seine Regulierung. Internationale Rheinregulierung 
1892ɀ1992, Rorschach 1992, S. 79ɀ97. 

42  Vogt (siehe Fn. 38), Furten, Fähren und Brücken, S. 158. 

Die hölzerne Rheinbrücke  
BalzersɀTrübbach, 1969.  

LI LA B 12Ba.2/002/003, Foto: Lan-
desarchiv / Emanuel Vogt, Balzers 
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Landtag eine Subvention von 25ȭ000 Franken erhielt. Bis zum Bau moderner Betonbrücken 

war die Brücke die einzige am werdenbergisch-liechtensteinischen Rheinabschnitt, die mit 

schweren Lasten befahren werden konnte. Sie stürzte am 14. August 1970 wegen einer Un-

terspülung des westlichen Pfeilers ein.43 Bis zur Eröffnung der neuen Betonbrücke am 

24. September 1977 ging der Verkehr über eine im Dezember 1970 eröffnete Notbrücke.44 

¶ Die Brücke zwischen Haag und Bendern wurde am 23. Mai 1868 eingeweiht. Der Zwang zum 

Sparen und die mangelnde Erfahrung beim Bau von Brücken führten zu diversen Konstruk-

tionsfehlern. Die Brücke brannte am 28. Juni 1894 aus unbekannten Gründen ab. Die Versi-

cherung bezahlte 16ȭ000 Gulden. Die Neubaukosten waren mit 18ȭ600 Gulden nur wenig hö-

her. Der Landtag bewilligte den Gemeinden Eschen und Gamprin die Einhebung eines Brü-

ckengeldes, obwohl man damit die Brückenbaukonzession des Kantons St. Gallen verletzte. 

Das Brückengeld ging in einen Fonds, aus dem man den Unterhalt der Brücke sowie die Ver-

sicherungsprämien bestritt. Der Brückenzoll musste mit dem Inkrafttreten des Zollvertrags 

mit der Schweiz aufgehoben werden. 1974 wurde die Brücke durch einen Brand beschädigt. 

Beim Versuch, sie zu restaurieren, brach sie endgültig zusammen.45 

¶ Die Brücke VaduzɀSevelen wurde am 18. Juli 1871 kollaudiert und dem Verkehr übergeben. 

Vaduz verpflichtete sich, zwei Drittel der Bau- und Unterhaltskosten aufzubringen, Sevelen 

musste einen Drittel übernehmen. Wie aus der Bauabrechnung vom 25. Mai 1872 hervorgeht, 

bezahlte Sevelen 3ȭ733 Gulden, Vaduz 7ȭ466 Gulden. Vaduz erhielt 4ȭ000 Gulden vom Staat, 

1ȭ000 Gulden vom Fürsten und 796 Gulden aus einer Sammlung bei Privaten. Der bauliche 

Zustand der Brücke war 1901 so schlecht, dass sie abgebrochen und neu gebaut werden 

musste. Immerhin konnte man die alten Jochständer wieder verwenden. Von den Baukosten 

trugen Sevelen einen Drittel und Vaduz zwei Drittel. Die Brücke von 1901 ist heute die einzige 

noch erhaltene Holzbrücke am gesamten Rhein südlich des Bodensees. Sie ist nur noch für 

den Langsamverkehr geöffnet, steht unter Denkmalschutz und wurde 2010 umfassend reno-

viert.46 

¶ Die Brücke BalzersɀTrübbach wurde ebenfalls am 18. Juli 1871 kollaudiert. Balzers verpflich-

tete sich, zwei Drittel der Bau- und Unterhaltskosten zu übernehmen, Wartau übernahm ei-

nen Drittel. Die Brücke kostete 25ȭ100 Franken. Balzers erhielt einen Landesbeitrag von 

10ȭ000 Franken, eine Spende des Landesfürsten von 2ȭ500 Franken und von andern Spen-

dern 3ȭ300 Franken. Die Brücke tat ihren Dienst ziemlich genau ein Jahrhundert: Am 11. Ok-

tober 1972 wurde sie bei starkem Föhn in Brand gesteckt und brannte vollständig ab. An der 

gleichen Stelle wurde eine Betonbrücke erstellt, die Fussgängern und dem Fahrradverkehr 

vorbehalten ist. Diese Brücke wurde am 7. Juni 1975 eingeweiht und aus der von der Versi-

cherung ausbezahlten Summe für den Brand der alten Holzbrücke bezahlt.47 

 

43  Ebd., S. 158/159 und S. 163/164. 
44  LI LA RF 315/91. 
45  Vogt (siehe Fn. 38), Furten, Fähren und Brücken, S. 159/160, sowie: Eugen Schafhauser, Der Rhein und seine Ver-

kehrsstellung. Gams-Haag ɀ Bendern-Eschen, in: Jahrbuch des Historischen Vereins für das Fürstentum Liechten-
stein, Jg. 1971, S. 113ɀ143. 

46  Vogt (siehe Fn. 38), Furten, Fähren und Brücken, S. 160/161, sowie: Gemeinden Vaduz und Sevelen (Hrsg.), Die alte 
Rheinbrücke VaduzɀSevelen. Entstehung und Umgang mit einem Kulturdenkmal, Vaduz 2011. 

47  Vgl. Cornel Doswald, Im Schnittpunkt der regionalen Verkehrsbeziehungen: 50 Jahre Rheinbrücke BalzersɀTrüb-
bach, in: Balzner Neujahrsblätter, Jg. 2018, S. 25ɀ34. 
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¶ Am Bau einer Brücke RuggellɀSalez war vor allem die Gemeinde Ruggell interessiert, zumal 

die Fähre an der gleichen Stelle seit 1918 aufgehoben war. In Frümsen und Sax wurde die 

Brücke hingegen rundweg abgelehnt. In Bauernkreisen befürchtete man die Einfuhr von bil-

ligem Fleisch, in Arbeiterkreisen die Konkurrenz von billigen Arbeitskräften aus Ruggell und 

Schellenberg. Ruggell war bereit, die Brücke allein zu finanzieren. So bildete der Bau der 

westlichen Zufahrtsstrasse das grösste Problem. An die linke Zufahrtsstrasse vom Burstriet 

bis zum Brückenkopf zahlten schliesslich der Bund 70ȭ000 Franken, der Kanton St. Gallen 

15ȭ000 Franken, Fürst Johann II. 10ȭ000 Franken, die Ortsgemeinde Salez 2ȭ500 Franken, die 

politische Gemeinde Sennwald 2ȭ500 Franken und Private in Sennwald 1ȭ000 Franken. Die 

Brücke selbst sowie die rechtsrheinische Zufahrtsstrasse kosteten 241ȭ000 Franken. Das 

Land übernahm 132ȭ000 Franken, der Fürst schenkte 60ȭ000 Franken. Die SBB waren bereit, 

Sennwald beziehungsweise Ruggell das gut erhaltene Lärchenholz der alten Eisenbahnbrü-

cke von Bad Ragaz zu überlassen. So konnte die Brücke im August 1929 fertiggestellt und 

eröffnet werden. Sie wurde am 29. Juli 1963 durch einen Brand zerstört.48 Bis zur Eröffnung 

der neuen Brücke am 29. Oktober 1966 ging der Verkehr über eine im Frühjahr 1964 erstellte 

Notbrücke.49 

Die Betonbrücken 

Die Holzbrücken konnten rund ein Jahrhundert benutzt werden. Nach 1950 genügten sie den An-

forderungen des wachsenden Verkehrs immer weniger: Sie wiesen nur eine Fahrbahn auf und 

waren von geringer Höhe. Autos konnten nicht kreuzen, schwere Fahrzeuge mussten Umwege 

fahren. Für Velofahrer waren sie wegen des Autoverkehrs gefährlich. Die Fahrbahnen waren 

schmal, die Dächer niedrig. Zwischen 1965 und 1977 wurden fünf Betonbrücken dem Verkehr 

übergeben: 1965 die Brücke HaagɀBendern, 1966 die Brücke SalezɀRuggell, 1968 die Brücke 

TrübbachɀBalzers, 1975 die Brücke SevelenɀVaduz und 1977 die Brücke BuchsɀSchaan. Alle fünf 

Brücken erhielten auf der Schweizer Seite einen direkten Anschluss an das schweizerische Auto-

bahnnetz. Liechtenstein konnte sich diese Anschlüsse zwar wünschen, aber nicht darauf bestehen, 

da es zu den Kosten der Ein- und Ausfahrten nichts beitrug.50 Die Kosten für die eigentlichen Stras-

senbrücken wurden jeweils zwischen dem Kanton St. Gallen und Liechtenstein geteilt. Die Brücke 

zwischen Haag und Bendern kostete 1,77 Millionen Franken,51 die zwischen Salez und Ruggell 

 

48  Vogt (siehe Fn. 38), Furten, Fähren und Brücken, S. 161ɀ163. 
49  LI LA RF 291/231. 
50  LI LA RF 297/150. 
51  LI LA RF 289/127. Allerdings kostete alleine die Zufahrtsrampe auf der Liechtensteiner Seite, die über den Binnen-

kanal, die Esche und die Strasse SchaanɀBendern führt, 2,4 Millionen Franken. 
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1,25 Millionen Franken,52 die zwischen Trübbach und Balzers 1,52 Millionen Franken,53 die zwi-

schen Sevelen und Vaduz 2,9 Millionen Franken54 und die zwischen Buchs und Schaan 3,83 Milli-

onen Franken.55 Gleichzeitig gingen die Brücken, die früher im Besitz der jeweiligen Gemeinde 

gewesen waren, in das Eigentum des Landes Liechtenstein beziehungsweise des Kantons St. Gal-

len über. 

Im letzten Jahrzehnt entstanden noch zwei Fahrradbrücken: 2009 eine zwischen Buchs und 

Schaan (im Zusammenhang mit einer rheinquerenden Fernwärmeleitung) sowie 2019 eine zwi-

schen Buchs und Vaduz. 

Fazit: Brücken und wirtschaftliche Entwicklung 

Die Brücken über den Rhein entstanden in zwei Wellen, eine um 1870 und eine um 1970. Bei den 

Holzbrücken ging es darum, den Anschluss Liechtensteins an die Wirtschaftsregion Werdenberg 

und insbesondere an die seit 1858 dort durchlaufende Eisenbahn56 sicherzustellen. Da das Inte-

resse dafür mehr auf der liechtensteinischen Seite lag, war diese auch bereit, den Löwenanteil der 

Kosten zu übernehmen. Besonders deutlich war dies bei der Brücke in Ruggell, wo es auf schwei-

 

52  ,) ,! 2& ςωρȾςσρȢ 2ÕÇÇÅÌÌ ÈÁÔÔÅ ÆİÒ ÄÅÎ "ÒÁÎÄ ÄÅÒ ÁÌÔÅÎ (ÏÌÚÂÒİÃËÅ ÅÉÎÅ 6ÅÒÓÉÃÈÅÒÕÎÇÓÓÕÍÍÅ ÖÏÎ τχπȭπππ &ÒÁÎȤ
ken erhalten und diese für den Bau der Notbrücke beziehungsweise der neuen Brücke zur Verfügung gestellt. 

53  Rechenschaftsbericht der Regierung an den Landtag, 1968, S. 63. 
54  Vgl. Liechtensteiner Volksblatt vom 11. Oktober 1975. 
55  LI LA RF 315/91. 
56  Die Eisenbahnlinie FeldkirchɀBuchs mit einer Eisenbahnbrücke bei Schaan wurde 1872 eröffnet. 

Der Rhein unterspült die Pfeiler  
der Strassenbrücke zwischen 
Schaan und Buchs. Die Brücke 
stürzte daraufhin am 14. August 
1970 ein. 

LI LA B 12S.2/002/013, Foto: Landes- 
archiv / Unbekannt 
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zerischer Seite Widerstand gab, sodass die liechtensteinische Seite schliesslich die gesamten Kos-

ten übernahm. Eine Ausnahme war die Brücke BuchsɀSchaan (1868), bei der Buchs den Löwen-

anteil der Kosten trug, wohl in der Hoffnung, mit der Brücke die Bewohner Schaans für das ent-

stehende Einkaufszentrum des Bahnknotenpunkts Buchs gewinnen zu können. Bei den Betonbrü-

cken ging es darum, das Zusammenwachsen der beiden Wirtschaftsräume Liechtenstein und Wer-

denberg zu befördern und den Anschluss an das überregionale Autobahnnetz sicherzustellen. Die-

ses Zusammenwachsen lag im beiderseitigen Interesse, sodass man sich die Kosten dafür teilte. 

Der Anstoss dafür kam nun auch nicht mehr primär von den Gemeinden, sondern von den 

überörtlichen Behörden. Den Pendlern, die in Liechtenstein arbeiteten und die in der Schweiz 

wohnten und von denen beide Seiten profitierten, rollte man damit den roten Teppich aus, ebenso 

der liechtensteinischen Industrie, der damit der Anschluss an ein überregionales Autobahnnetz 

gelang. 

 
Die 1965 erstellte Betonbrücke zwischen Bendern und Haag, vor dem Bau der Autobahn auf der Schweizer 
Seite. Links die alte Holzbrücke, die 1974 abbrannte. 

Amt für Kultur ς Liechtensteinisches Landesarchiv B 12GB1/003/002; Sammlung Fritz Baum, Pressefotograf, Ruggell; 
Dauerleihgabe Liechtensteinisches Landesmuseum  
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INFRASTRUKTUR 4: DAS TELEKOMMUNIKATIONSNETZ 

Die Telekommunikation ist heute als Basisinfrastruktur ein wichtiger Treiber wirtschaftlicher 

Neuerungen. Sie begann in der Mitte des 19. Jahrhunderts mit dem Morsetelegrafen, bevor einige 

Jahrzehnte später das Telefon aufkam. Im 20. Jahrhundert folgten weitere Techniken wie der pri-

vate Fernschreiber und das Fax-Gerät, bevor gegen Ende des Jahrhunderts das Mobiltelefon und 

das Internet den ganzen Sektor auf den Kopf stellten. Der folgende Artikel konzentriert sich auf 

die Entwicklung zwischen 1921 und 1999, als die schweizerischen PTT-Betriebe für die liechten-

steinische Telekommunikation zuständig waren. 

Der Telegraf 

Der Morsetelegraf ermöglichte den raschen und zuverlässigen Austausch von Informationen über 

grosse Entfernungen. Seit 1850 war Feldkirch an das österreichische Telegrafennetz angeschlos-

sen. In Liechtenstein hatten vor allem die Industrie und die Regierung Interesse an der Telegrafie, 

wobei es der letzteren vor allem um den Kontakt mit dem in Wien residierenden Fürsten ging. 

1869 errichteten die österreichischen Postbehörden in ihrem Postamt in Vaduz eine k. k. Telegra-

fenstation. (Vom frühen 19. Jahrhundert bis 1921 wurde Liechtenstein von Österreich mit Post- 

und Telekommunikationsleistungen versorgt.) Die Kosten für die Leitung und den Reliefschreiber 

beliefen sich auf 3ȭ200 Gulden, die je zur Hälfte von Österreich und Liechtenstein übernommen 

wurden. In den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts wurden in Vaduz jährlich 600 bis 1ȭ200 

Telegramme entgegengenommen beziehungsweise abgesendet. Etwa die Hälfte der ankommen-

den Telegramme hatte einen staatlichen Absender, hinter ihnen stand also die fürstliche Verwal-

tung in Wien. Allfällige Einnahmen aus der Telegrafie kassierten die österreichischen Postbehör-

den. 1911 regelten Österreich und Liechtenstein ihre Beziehungen im Fernmeldewesen durch ei-

nen Postvertrag. Fortan floss ein Teil der Einnahmen aus dem Telegrammverkehr in die Landes-

kasse.57 

In den 1920er-Jahren stieg die Zahl der Telegramme auf 5ȭ000 bis 6ȭ000 Stück pro Jahr.58 Der 

Reliefschreiber von 1869 wurde 1921 von den schweizerischen Post-, Telephon- und Telegra-

phen-Betrieben (PTT) durch einen neuen Farbschreiber ersetzt.59 Der Telegrammverkehr kulmi-

nierte 1967 bei 35ȭ870 Stück.60 Danach sanken die Zahlen wieder, weil neuere technische Mög-

lichkeiten wie der Fernschreiber und das Fax-Gerät das Telegramm allmählich überflüssig mach-

ten. 

Das Telefon 

Die erste Telefonanlage Liechtensteins war die im Oktober 1887 in Betrieb genommene private 

Leitung zwischen den Fabriken Jenny in Triesen und Jenny & Spoerry in Vaduz. 1896 beantragte 

die Regierung bei der Telegrafendirektion Innsbruck, in Liechtenstein ein öffentliches Telefonnetz 

 

57  Vgl. Christian Kobelt, Das Fernmeldewesen im Fürstentum Liechtenstein unter österreichischer Verwaltung (1869ɀ
1921), in: Das Fernmeldewesen im Fürstentum Liechtenstein, Sonderdruck aus: Technische Mitteilungen PTT, Nr. 
1/1964, S. 1ɀ25. 

58  Rechenschafts-Bericht der fürstlichen Regierung an den hohen Landtag für das Jahr 1926, Vaduz 1927, S. 47. 
59  Christian Kobelt, 100 Jahre Telegraph im Fürstentum Liechtenstein 1869ɀ1969, Bern 1969, S. 24. 
60  Statistisches Jahrbuch 1980 Fürstentum Liechtenstein, Vaduz 1980, S. 197. 
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zu errichten. Dieses wurde im November 1898 in Betrieb genommen und umfasste zwei An-

schlüsse für die Regierung sowie je eine öffentliche, bediente Sprechstelle an 14 verschiedenen 

Orten im Land. Die Kosten für die Errichtung des Netzes und der dafür nötigen Betriebseinrich-

tungen musste Liechtenstein übernehmen. An den öffentlichen Sprechstellen konnte man nicht 

nur telefonieren, sondern ɀ gegen Gebühr ɀ auch Telegramme und Fonogramme (Mitteilungen an 

Dritte) aufgeben. Im März 1900 wurde der telefonische Verkehr in die Schweiz über Vaduz und 

Buchs aufgenommen. Zwei Jahre nach der Einführung des Telefons in Liechtenstein bestanden 

erst vier private Anschlüsse, 1908 deren zwölf. 

Die hohen Kosten für private Anschlüsse hemmten die Ausbreitung des privaten Telefons. Die Ge-

bühr für die Einrichtung eines Telefonanschlusses betrug 80 Gulden bis 500 Meter und pro wei-

tere 100 Meter zehn Gulden. Zusätzlich entrichteten die Abonnenten jährlich eine Stationsgebühr 

von 30 Gulden und eine Umschaltgebühr von 20 Gulden. Dazu kamen noch die Gesprächsgebüh-

ren. Obwohl der Telefonverkehr mit der Schweiz und Österreich im Ersten Weltkrieg zeitweise 

unterbrochen war, nahm die Zahl der Anschlüsse zu. 1918 waren es 80.61 

Als die schweizerischen PTT-Betriebe am 1. Februar 1921 die Telefonanlagen übernahmen, war 

das Netz in einem eher schlechten Zustand. Die österreichischen Postbehörden hatten während 

der Kriegs- und Nachkriegsjahre nur wenig investiert. So musste man bis 1929 die oberirdischen 

Leitungen sanieren und dabei alle eindrähtigen Leitungen durch doppeldrähtige Leitungen erset-

zen. Dadurch wurde nicht nur die Sprechverständlichkeit besser, es hörte auch das lästige Über-

 

61  Vgl. Kobelt (siehe Fn. 57), Fernmeldewesen. 

Erster Telefonapparat in Liechtenstein: österreichische 
Wandstation (Herstellungsjahr: 1885) mit Lokalbatterie-
System, hergestellt von der Firma Teirich & Leopolder. 

© Technisches Museum Wien 


